
Satzung des Branchenverbands der Kultur- und Kreativwirtschaft Chemnitz und 
Umgebung e.V. (Stand 24.01.2013) 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
1. Der Verein führt den Namen "Branchenverband der Kultur- und Kreativwirtschaft Chemnitz und Umgebung e.V." 
2. Er hat seinen Sitz in Chemnitz und ist im Vereinsregister eingetragen. 

3. Der Verein bekennt sich zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland und ist politisch sowie 
konfessionell neutral. 

4. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr, das erste Geschäftsjahr ist ein Rumpfgeschäftsjahr. 

§ 2 Vereinszweck, Ziele und Aufgaben 
1. Zweck des Vereins ist die Förderung der Kultur- und Kreativwirtschaft in Chemnitz und Umgebung. 
2. Der Satzungszweck des Vereins wird insbesondere verwirklicht durch folgende Ziele: 

• Förderung der Akzeptanz und der Wahrnehmung von Unternehmen der Kultur- und Kreativwirtschaft und der Vernetzung der 
Unternehmen zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums und der Verbesserung der A rbeitsbedingungen in der Region 

• Verbindung, Erfahrungsaustausch und Kooperation mit Interessengruppen und Organisationen aus den Bereichen Wirtschaft, Polit ik, 
Aus- und Weiterbildung, Kunst und Kultur sowie ähnlich gelagerten Branchenverbänden aus anderen Regionen und Städten 

• Durchführung von Veranstaltungen zur Förderung der Kultur- und Kreativwirtschaft und Bereitstellung von Informations- und 
Beratungsangeboten 

• Erarbeitung von Standards für die Branche 

§ 3 Mitgliedschaft 
1. Der Verein hat Ordentliche Mitglieder, Ehrenmitglieder und Fördernde Mitglieder. 

2. ORDENTLICHE MITGLIEDER können alle natürlichen und juristischen Personen werden, welche in der Ku ltur- und Kreativwirtschaft tätig 

sind und die durch den Verein erarbeiteten Standards akzeptieren und umsetzen. Über den schriftlichen Antrag entscheidet der Vorstand 
mit einfacher Mehrheit. Gegen einen ablehnenden Bescheid des Vorstands, der mit Gründen zu versehen ist, kann der Antragstelle r 
Beschwerde erheben. Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats ab Zugang des ablehnenden Bescheides schriftlich beim Vorstand 

einzulegen. Über die Beschwerde entscheidet die nächste Mitgliederversammlung. Zur Kultur- und Kreat ivwirtschaft zählen folgende 
Teilbereiche: 

a. Musikwirtschaft (Beispielsweise: Verfegen von bespielten Tonträgem und Musikalien; Selbstständige Komponistinnen, 
Komponisten, Musikbearbeiterinnen und Musikbearbeiter; Einzelhandel mit Musikinstrumenten und Musikalien) 

b. Buchmarkt (Beispielsweise: Verfegen von Büchern und Fachzeitschriften; Selbstständige Schriftstellerinnen und 
Schriftsteller; Einzelhandel mit Büchern und Fachzeitschriften) 

c. Kunstmarkt (Beispielsweise: Selbstständige bildende Künstlerinnen und Künstler; kommerzielle Kunstausstellungen und 
Galerien; Einzelhandel mit Kunstgegenständen, Bitdem und kunstgewerblichen Erzeugnissen; Fotografisches Gewerbe) 

d. Filmwirtschaft (Beispielsweise: Herstellung von Kino-, Femseh-, Industrie-, Wirtschafts- und Werbefilmen; Filmverleih, 
Videoprogrammanbieter, Filmvertrieb, Kinos) 

e. Rundfunkwirtschaft (Beispielsweise: Rundfunkveranstalter, Herstellung von Hörfunk- und Femsehprogrammen; 
Selbstständige Film-, Hörfunk- und Fernsehkünstlerinnen und -künstler) 

f. Markt für darstellende Künste (Beispielsweise: Theaterensembles, Ballettgruppen, Orchester, Kapellen und 
Chöre, Selbstständige Artistinnen und Artisten, Selbstständige Bühnenkünstlerinnen und- künstler, Opern- und 
Schauspielhäuser, Konzerthallen und ähnliche Einrichtungen, Varietes und Kleinkunstbühnen) 

g. Architekturmarkt (Beispielsweise: Architekturbüros für Hochbau und für Innenarchitektur, Architekturbüros für Orts-, 
Regional- und Landesplanung, Architekturbüros für Garten- und Landschaftsgestaltung) 

h. Designwirtschaft (Beispielsweise: Ateliers für Textil-, Schmuck-, Möbel- u.ä. Design, Büros für Industrie-Design) 
Pressemarkt (Beispielsweise: Verfegen von Tageszeitungen, Wochen- und Sonntagszeitungen, allgemeinen 
Zeitschriften, sonstigen Zeitschriften, Korrespondenz- und Nachrichtenbüros, Selbstständige Joumalistinnen, 
Journalisten, Pressefotografinnen und Pressefotografen) 

j. Werbemarkt (Beispielsweise: Werbegestaltung, Werbemittelverbreitung und Werbevermittlung) 
k. Software-/Gamesindustrie (Beispielsweise: Verfegen von Software, Softwareberatung, Entwicklung und Programmierung 

von lntemetpräsentationen, sonstige Softwareentwicklung) 
I. Sonstige (Tätigkeiten, die erwerbswirtschaftlich orientiert sind und sich mit der Produktion, Verteilung und/oder der 

medialen Verbreitung von kulturellen/kreativen Gütem und Dienstleistungen befassen) 

3. EHRENMITGLIEDER können auf schriftlichen Vorschlag von mindestens zwei ordentlichen Mitgliedern Persönlichkeiten des in- und 

Auslandes werden. Diese natürlichen Personen müssen sich in großem Maße im Bereich der Ku ltur- und Kreativwirtschaft oder für die 
Zwecke des Vereins verdient gemacht haben. 

4. FÖRDERNDE MITGLIEDER können alle natürlichen und juristischen Personen werden, welche die Ziele des Vereins unterstützen. 
Die Aufnahme fördernder Mitglieder erfolgt auf schriftlichen Antrag durch ein Ordentliches Mitglied. Sie bilden in ihrer Gesamtheit den 

Förderkreis, der den Verein in seinen Aufgaben unterstützt. 
5. Die ordentlichen Mitglieder der Gesellschaft sind nach den Bestimmungen dieser Satzung in der MITGLIEDERVERSAMMLUNG stimm­

und wahlberechtigt sowie wählbar. 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 
1. Die M itgliedschaft endet durch Erlöschen der juristischen Person oder den Tod des Mitgliedes, durch freiwil ligen Austritt oder durch 

Ausschluss aus dem Vere in . 
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2. Der freiwillige Austritt etfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand und ist mit einer Frist von einem Monat zum Schluss des 
Geschäftsjahres möglich. 

3. Ein Mitglied kann auf Beschluss des Vorstandes ausgeschlossen werden, wenn es den Vereinszielen zuwider handelt oder seinen 
Verpflichtungen gegenüber dem Verein nicht nachkommt und damit: 
a. dem Verein Schaden zugefügt wurde 
b. das Ansehen oder die Interessen des Vereins geschädigt wurden 
c. oder mit seinen finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Verein und nach wiederheiter Aufforderung länger als 6 Monate im 

Rückstand ist. 
4. Gegen den Beschluss kann das Mitglied die Mitgliederversammlung anrufen. Diese entscheidet endgültig. Das Mitglied ist zu der 

Veranstaltung einzuladen und anzuhören. 
5. Das Erlöschen der Mitgliedschaft befreit nicht von bestehenden Verpflichtungen gegenüber dem Verein. 

§ 5 Mitgliedsbeiträge I Finanzierung 
1. Von ORDENTLICHEN Mitgliedern werden eine Aufnahmegebühr sowie Beiträge erhoben, deren Höhe von der Mitgliederversammlung 

bestimmt wird. Die Mitgliederversammlung kann auch unterschiedliche Aufnahmegebühren und Beiträge vorsehen. Abstufungen können 
etwa nach der Rechtsform der Mitglieder oder nach ihren wirtschaftlichen Verhältnissen vorgenommen werden. Besonders aktive 
und umfangreiche ehrenamtliche Leistungen und Tätigkeiten für den Verein können zur Befreiung von der Beitragspflicht füh ren. Auf 
entsprechenden Antrag durch das ordentliche Mitglied entscheidet der Vorstand. Die Befreiung muss jährlich neu beantragt werden. 

2. Den Mindestjahresbeitrag für FÖRDERNDE Mitglieder, der ebenfalls der Höhe nach gestaffelt sein kann, setzt die Mitgliederversammlung 
aufVorschlag des Vorstandes fest. 

3. EHRENMITGLIEDER zahlen keinen Mitgliedsbeitrag und keine Aufnahmegebühren. 
4. Die Mitgliedsbeiträge sind gegen Rechnung jährlich im Voraus zu zahlen. 
5. Die Mitgliederversammlung kann zur Deckung der Kosten aus bestimmten Projekten außerordentliche Beiträge oder Umlagen beschließen. 
6. Etforderlichenfalls wirbt der Verein auch finanzielle Beiträge von Förderem außerhalb des Kreises der Mitglieder ein. 

§ 6 Vergütungen 
1. An die Vorstandsmitglieder und für den Verein in sonstiger Weise Tätigen dütfen Aufwandsentschädigungen geleistet werden. Diese dürfen 

nicht unangemessen hoch sein. Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten entgeltlich auf der 
Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeübt werden. 

2. Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach Abs. (1) trifft der Vorstand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die 
Vertragsbeendigung. 

3. Der Vorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer angemessenen Vergütung oder Aufwandsentschädigung zu 
beauftragen. Maßgebend ist die Haushaltslage des Vereins. 

4. Zur Erledigung der Geschäftsführungsaufgaben und zur Führung der Geschäftsstelle ist der Vorstand ermächtigt, im Rahmen der 
haushaltsrechtlichen Möglichkeiten, hauptamtlich Beschäftigte anzustellen. 

5. Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche 
Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, 
Porto, Telefon usw .. 

6. Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 6 Monaten nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. 
Erstattungen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit prüffähigen Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden. 

7. Vom Vorstand können per Beschluss im Rahmen der steuerrechtliehen Möglichkeiten Grenzen über die Höhe des Aufwendungsersatzes 
nach§ 670 BGB festgesetzt werden. 

§ 7 Organe I Mitgliederversammlung 
1. Die Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. Oberstes Organ ist die Mitg liederversammlung . Sie wird in der 

Regel vom Vorstandsvorsitzenden geleitet. 
2. in der Mitgliederversammlung hat jedes ORDENTLICHE Mitglied eine Stimme. Fördernde Mitglieder und Ehrenmitglieder haben keine 

Stimme. Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein Vertreter schriftlich oder, vorbehaltlich der Rechtslage, elektronisch bevollmächtigt 
werden. Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Abwesende Mitglieder können auch dadurch 
an der Abstimmung teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabgaben durch ein anderes Mitglied überreichen lassen oder die Stimme 
elektronisch abgeben. 

3. Die Mitgliederversammlung stellt die Richtlinien für die Arbeit des Vereins auf und entscheidet Fragen von grundsätzlicher Bedeutu ng. Zu 
den Aufgaben der Mitgliederversammlung gehören insbesondere: 
a. Wahl und Abwahl des Vorstandes 
b. Beratung über den Stand und Planung der Arbeit 
c. Genehmigung des vom Vorstand vorgelegten Haushaltsplanes 
d. Beschlussfassung über den Jahresabschluss 
e. Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes 
f. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes 
g. Erlass der Beitragsordnung, die nicht Bestandteil der Satzung ist 
h. Erlass einer Geschäftsordnung für den Vorstand 
i. Beschlussfassung über die Übernahme neuer Aufgaben oder den Rückzug aus Aufgaben seitens des Vereins 
j . Beschlussfassung über Änderungen der Satzung und die Auflösung des Vereins 
k. Bei Widersprüchen Beschlussfassung über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern 

4. Zur Mitgliederversammlung wird vom Vorstandsvorsitzenden unter Angabe der vorläufigen Tagesordnung mindestens drei Wochen 
vorher schriftlich, mit Telefax oder auf elektronischem Weg, eingeladen. Sie tagt so oft es erforderlich ist, in der Regel einmal im Jahr. 
Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet statt, wenn mindestens 1/3 der Mitglieder sie schriftlich unter Angabe von Gründen 
verlangen. Sie muss längstens 6 Wochen nach Eingang des Antrages auf schriftliche Berufung tagen. Die Fristen beginnen jeweils einen 
Tag nach Absendung der Einladung und gelten drei Tage danach als dem Mitglied zugegangen. Die Einladung gilt als zugestellt, wenn 
diese an die letzte der Gesellschaft bekannt gegebene E-Mail-Adresse des Mitglieds gerichtet ist. 
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5. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich beantragen, dass 
weitere Punkte auf die Tagesordnung der nächsten Veranstaltung gesetzt werden. Dies gilt nicht für eine Änderung der Satzung. 

§ 8 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
1. Die Mitgliederversammlung verhandelt in nicht öffentlicher Sitzung. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen 

Verhinderung von einem anderen Vorstandsmitglied, geleitet. Mindestens die Hälfte der Vorstandsmitglieder müssen anwesend sein. Der 
Versammlungsleiter wird vom Vorstand bekannt gegeben. 

2. Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt. Zum Protokollführer kann auch ein Nichtmitglied bestimmt werden. 
3. Die Art der Abstimmung bestimmt der Vorstand, mit einfacher Mehrheit. Die Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn zwei 

Drittel (2/3) der bei der Abstimmung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder dies beantragen. 
4. Ist nichts anderes bestimmt, entscheidet die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder, 

Stimmenenthaltungen bleiben daher außer Betracht. 
5. Zur Änderung der Satzung istjedoch eine Mehrheit von drei Viertel (3/4) der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins 

eine solche von vier Fünftel (4/5) erforderlich. Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann nur mit Zustimmung von drei V iertel (3/4) der 
Mitglieder beschlossen werden. Die schriftliche Erklärung der nicht erschienenen Mitglieder muss zu Beginn der Mitgliederversammlung 
dem Vorstand vorliegen. 

6. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist e in Protokoll aufzunehmen, das vom jeweiligen Vorstand und dem Protokollführer zu 
unterzeichnen ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, d ie Person des Versammlungsleiters und 
des Protokollführers, die Namen der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der 
Abstimmung. Bei Satzungsänderungen ist der genaue Wortlaut anzugeben. 
7. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit der 

gleichen Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der 
Einladung hinzuweisen. 

§ 9 Vorstand 
1. Der Vorstand des Vereins besteht ausschließlich aus natürlichen Personen. Vorstandsmitg lieder können nur ordentliche M itglieder des 

Vereins sein. 
2. Der Vorstand besteht aus drei ordentlichen Mitgliedern, nämlich dem Vorsitzenden und dem 1. und 2. stellvertretenden Vorsitzenden, 

welche den Verein gern. § 26 BGB gerichtlich und außergerichtlich vertreten. Der Vorstandsvorsitzende und seine Stellvertreter vertreten 
den Verein im Rechtsverkehr jeweils einzeln. 

3. Die Mitgliederversammlung kann die Zahl der Mitglieder des Vorstandes um weitere außerordentliche Mitg lieder erhöhen. 
4. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel (2/3) der Mitglieder des Vorstandes anwesend sind. Beschlüsse werden mit 

Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
5. Der Vorstand ist für die Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung einem anderen Vereinsorgan 

zugewiesen sind. Er kann für den Verein eine Geschäftsordnung erstellen. 
6. Der Vorstand hat vor allem folgende Aufgaben: 

a. Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Aufstellung der Tagesordnungen 
b. Einberufung der Mitgliederversammlungen 
c. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlungen 
d. Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr, welcher von zwei Dritteln (2/3) der Mitglieder in der Mitgliederversammlung 

zu bestätigen ist 
e. Buchführung 
f. Erstellung eines Jahresberichts 
g. Beschlussfassung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern. 

7. Der Vorstand ist verpflichtet, in allen wichtigen Angelegenheiten die Meinung der Mitglieder einzuholen. Über jede Sitzung des Vorstandes 
wird eine Niederschrift angefertigt. Die Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten 
Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten. Sie wird vom Vorstand und vom Schriftführer unterzeichnet und ist bei den Urkunden 
des Vereins aufzubewahren. 

8. Der Vorstand haftet gegenüber dem Verein nur bei grober Fahrlässigkeit oder Vorsatz. 
9. Der Vorstand ist berechtigt, für die Geschäfte der laufenden Verwaltung des Vereins einen Geschäftsführer zu bestellen. 

§ 10 Amtsdauer des Vorstandes und Ausscheiden von Vorstandsmitgliedern 
1. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von drei Jahren, vom Tage der Wahl an gerechnet, gewählt. Zur Wahl 

eines Vorstandsmitgliedes genügt die einfache Mehrheit. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstandes im Amt. 
2. Bei Ausscheiden eines Mitglieds des Vorstandes muss der Vorstand ein neues Mitglied kommissarisch bis zur nächsten Wahl zu berufen. 

§ 11 Wahlen 
1. Jedes Mitglied kann für die Wahl in den Vorstand kandidieren, sofern es mindestens 18 Jahre alt ist. 
2. Jedes Mitglied erhält so viel Stimmen, wie Vorstandsmitglieder zu wählen sind. Die Kandidaten, welche die höchste Stimmenzahl auf sich 

vereinen, bilden den Vorstand. Sollteaufgrund von Stimmengleichheit eine Stichwahl zur Vervollständigung des Vorstandes notwendig 
sein, entscheidet die einfache Mehrheit der Mitgliederversammlung. 

§ 12 Schiedsvertrag 
Anliegender Schiedsvertrag ist Bestandteil der Satzung. 

§ 13 Auflösung des Vereins 
Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der in dieser Satzung festgelegten Stimmenmehrheit besch lossen 
werden. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und ein stellvertretender Vorsitzende gemeinsam 
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vertretungsberechtigte Liquidatoren . Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen 
Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

J oß-(( ___ 

---
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Schiedsvereinbarung 
Gemäß§ 12 der vorstehenden Satzung ist Bestandteil dieser Satzung nachfolgende Schiedsvereinbarung 

§ 1 Schiedsklausel 
Alle Streitigkeiten zwischen Vereinsmitgliedern und dem Verein, zwischen Vereinsmitgliedern und Organen des Vereins sowie von Organen 
untereinander und Vereinsmitgliedern untereinander, die sich aus der Satzung ergeben, werden unter Ausschluss der ordentlichen Gerichte 
durch das nachfolgend bezeichnete Schiedsgericht endgültig entschieden. Ausgenommen sind diejenigen Entscheidungen, die von Gesetzes 
wegen einem Schiedsgericht nicht zur Entscheidung zugewiesen werden können. 

§ 2 Zuständigkeit 
Das Schiedsgericht ist zuständig für die Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten um Stimmrechte, Mitwirkungsrechte, Sonderrechte von 
Vereinsmitgliedern, Ansprüche von Vereinsmitgliedern auf Aufwandsentschädigung, Ansprüche des Vereins oder von Mitgliedern auf 
Beitragszahlung gegen Mitglieder und um den Erwerb oder den Verlust der Mitgliedschaft. Das Schiedsgericht ist ebenfalls zuständig für 
Gestaltungsklagen von Mitgliedern sowie Streitigkeiten über Wirksamkeit und Auslegung dieses Schiedsvertrages. 

§ 3 Zusammensetzung des Schiedsgerichts 
Das Schiedsgericht besteht aus zwei Schiedsrichtern und einem Vorsitzenden. Die Schiedsrichter sollen Vereinsmitglieder se in. Sie sollen 
jedoch an der zur Verhandlung stehenden Streitsache nicht unmittelbar oder mittelbar beteiligt sein. Der Vorsitzende muss die Befähigung zum 
Richteramt haben. Er darf dem Verein nicht angehören. 

§ 4 Benennung der Schiedsrichter und des Vorsitzenden 
Jede Partei benennt einen Schiedsrichter. Die das Verfahren betreibende Partei teilt der Gegenpartei durch eingeschriebenen Brief mit 
Rückschein die Benennung ihres Schiedsrichters unter Darlegung ihres Anspruches mit und fordert sie auf, binnen drei Wochen ihren 
Schiedsrichter zu benennen. Die Frist beginnt mit dem Tage der Aufgabe des eingeschriebenen Briefes bei der Post. Kommt die Gegenpartei 
dieser Aufforderung nicht fristgerecht nach, so findet die Regelung des § 1029 II ZPO Anwendung. Die beiden Schiedsrichter benennen einen 
Vorsitzenden. Geschieht dies nicht innerhalb von drei Wochen ab Benennung des letzten der beiden Schiedsrichter, so ernennt der Präsident 
des für den Sitz des Vereins zuständigen Landgerichts auf Antrag eines Schiedsrichters oder einer Partei den Vorsitzenden. Besteht eine Pa rtei 
aus mehreren Personen, müssen sie sich auf einen Schiedsrichter einigen . 

§ 5 Wegfall eines Schiedsrichters oder des Vorsitzenden 
Fällt ein Schiedsrichter weg, so ernennt die Partei, die ihn ernannt hatte, binnen drei Wochen einen neuen Schiedsrichter und teilt dies der 
Gegenpartei durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein mit. Kommt die Partei dieser Verpflichtung nicht nach, gilt § 1029 II ZPO. Fällt der 
Vorsitzende weg, gilt§ 4 111 , 2 dieser Vereinbarung entsprechend. 

§ 6 Sitz des Schiedsgerichts 
Das Schiedsgericht hat seinen Sitz am Sitz des Vereins. Das für den Sitz des Vereins örtlich zuständige Landgericht ist das zuständige Gericht 
gem. § 1045 ZPO. 

§ 7 Verfahrensrecht 
Das Schiedsgericht verfährt gem. § 10341 ZPO. Im übrigen gestaltet es das Verfahren nach freiem Ermessen. 

§ 8 Stellung und Aufgaben des Vorsitzenden 
Der Vorsitzende teilt den Parteien schriftlich die Konstituierung des Schiedsgerichts mit und fordert die klagende Partei auf, die Klageschrift 
binnen zwei Wochen bei dem Vorsitzenden des Schiedsgerichts einzureichen. Die Klageschrift ist der beklagten Partei zu übermitteln mit 
der Aufforderung zur Rückäußerung innerhalb einer Woche. Die folgenden Schriftsätze sind jeweils der Gegenpartei zu übermitteln. Dem 
Vorsitzenden obliegt die Vorbereitung und Durchführung des Verfahrens. Er setzt Termine nach Rücksprache mit den Parteien , bzw. deren 
benannten Vertretern an, lädt sie durch eingeschriebenen Brief zur mündlichen Verhandlung, zieht, soweit erforderlich, einen Protokollführer 
hinzu, leitet die mündliche Verhandlung und die Abstimmung innerhalb des Schiedsgerichts und verfasst den Schiedsspruch schriftlich mit 
Gründen. 

§ 9 Schiedsvergleich 
Das Schiedsgericht soll vor Erlass des Schiedsspruchs stets den Versuch machen, einen Vergleich zwischen den streitenden Parteien 
herbeizuführen. Ein Vergleich ist von den Mitgliedern des Schiedsgerichts und den Parteien zu unterschreiben und auf der Geschäftsstelle des 
nach § 6 zuständigen Gerichts zu hinterlegen. 

§ 10 Schiedsspruch 
Der Schiedsspruch ist zu begründen und von den Mitgliedern des Schiedsgerichts zu unterzeichnen. Den Parteien ist eine Ausfertigung des 
Schiedsspruchs zuzustellen. Nach erfolgter Zustellung ist der Schiedsspruch auf der Geschäftsstelle des nach § 6 zuständ igen Gerichts zu 
hinterlegen. 

§ 11 Kosten des Verfahrens 
Der Vorsitzende erhält für seine Tätigkeit ein angemessenes Honorar. Die Beisitzer üben ihr Amt ehrenamtlich aus. Sie haben lediglich 
Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen. Über die Kostentragungspflicht entscheidet das Schiedsgericht gern. § 91 ff ZPO. Den Wert des 
Streitgegenstandes setzt das Schiedsgericht durch Beschluss fest. Das Schiedsgericht setzt im Tenor des Schiedsspruchs die von der 
unterliegenden Partei an die obsiegende Partei zu erstattenden Kosten ziffernmäßig fest. Die Gebühren der Rechtsanwälte richten sich nach § 
11 , 2 BRAGO. 
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